
 

 

 
 
 

Aktionsplan für mehr Genehmigungen von Wind-

energieanlagen an Land  
Gemeinsam mit Bund, Ländern und Kommunen Flächen bereitstellen und mehr Genehmigungen 

ermöglichen  

 
Stand Juli 2019 

 

 

Inhaltsverzeichnis  

Ausgangslage ...................................................................................................................................................... 2 

Zusammenfassung .............................................................................................................................................. 3 

1. Bekenntnis der Bundes- und Landesregierungen sowie weiterer Entscheidungsträger zur  ........................ 
 Erreichung der EE-Ausbauziele als Notwendigkeit für den Klimaschutz ..................................................... 5 

2. Abstände auf Grundlage des Bundesimmissionsschutzgesetzes statt pauschalen Abstandsregeln ........... 5 

3. Artenschutz im Einklang mit Windenergie sachgerecht anwenden ............................................................ 5 

4. Windenergie auf Planungsebene weiter ermöglichen .............................................................................. 11 

5. Repowering in der Regionalplanung erleichtern ...................................................................................... 13 

6. Genehmigungsverfahren beschleunigen .................................................................................................. 14 

7. Windenergie und Luftverkehr sachgerecht in Einklang bringen ............................................................... 15 

8. Widerspruchs- und Klageverfahren gegen Genehmigungsbescheide verkürzen ...................................... 17 

Übersichtstabelle .............................................................................................................................................. 21 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



https://www.bundesregierung.de/breg-de/themen/energiewende/co2-kohlenstoffdioxid-oder-kohlendioxid-emission-614692








http://www.gesetze-im-internet.de/bnatschg_2009/BNatSchG.pdf










 

11 
 

 

Schließlich gibt es bereits aktuell die Möglichkeit der Zulassung von Ausnahmen durch Rechtsverordnung der 

Landesregierung mit Übertragungsmöglichkeit auf andere Landesbehörden nach § 45 Absatz 7 Satz 4 und 5 

BNatSchG. Zunächst sollte daher die Umweltministerkonferenz kurzfristig die Landesministerien anregen, in 

diesem Sinne Rechtsverordnungen zu erlassen, nach denen die Installation von Anlagen der Erneuerbaren 

Energien im dringenden Klimaschutzinteresse einen Ausnahmegrund darstellen.  

4. Windenergie auf Planungsebene weiter ermöglichen 

Auch auf Planungsebene wird der Ausbau der Windenergie immer wieder erschwert.  

4.1 Vorrangige Zulässigkeit von Windenergieanlagen im Außenbereich erhalten 

Immer wieder greifen Kritiker der Windenergie die Regelung des § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB (Privilegierung der 

Windenergie im Außenbereich) an. Eine Aufhebung der Privilegierung würde allerdings einer Aufgabe der 

Ausbauziele für Erneuerbare Energien gleichkommen. Die Privilegierung erzeugt Handlungsdruck auf eine 

Ausweisung von Eignungs- und Vorranggebieten für Windenergieprojekte. Ohne die vorrangige Zulässigkeit 

im Außenbereich käme es zur massiven Verzögerung bei der Umsetzung von Windenergievorhaben. Im 

Grunde würde die Entscheidung über Gelingen oder Scheitern der Energiewende auf jede einzelne Kommune 

verlagert, was dem Auftrag der staatlichen Daseinsvorsorge, zu der die Stromerzeugung und -versorgung 

gehört, nicht gerecht würde. Zudem würde die Rechtsunsicherheit für Genehmigungen dadurch massiv 

steigen, was die Ausbauziele noch zusätzlich gefährden würde.  

Die Regelung des § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB muss daher unbedingt erhalten werden, dafür müssen sich die 

Regierungspartner in Bund und Ländern einsetzen. 

4.2 Flächenausweisungen auf mindestens 2% der Landesflächen festschreiben 

Um die bundesweiten Klimaschutzziele zu erreichen, muss ausreichend Fläche für Windenergieprojekte zur 

Verfügung gestellt werden. Dies erfolgt auf der Ebene der Bundesländer. Wichtig ist, die Ausweisung der 

Flächen durch die Bundesländer an die, für das Erreichen der bundesweiten Erneuerbare Energien Ausbau- 

und Klimaschutzziele benötigten, Flächen zu koppeln.  

 

Die Bundesregierung muss sich wie beim EEG 2017 in Bezug auf das Ausbauvolumen und im Rahmen des 

Nationalen Aktionsplans Netze mit den Bundesländern darauf verständigen, dass bundesweit vorgeschrieben 

wird, dass der Windenergie nur dann substanziell Raum verschafft worden ist, wenn genügend Fläche zum 

Erreichen der Klimaschutzziele ausgeschrieben wurde.  

 

Hier sollte von Bund und Ländern gemeinsam eine Festlegung von sicher bebaubaren Flächen für die Wind-

energienutzung in Höhe von mindestens 2 % der Fläche je Bundesland als verbindliches raumordnerisches 

Planungsziel in § 2 Absatz 2 Nr. 4 Raumordnungsgesetz getroffen werden. Dieses Mindestziel sollte als Vor-

ranggebiete ohne Konzentrations- und Ausschlusswirkung im übrigen Gebiet gestaltet werden, um die kom-

munale Gestaltungsfreiheit für weitere Gebiete beizubehalten. Es sind grundsätzlich auch Flächen im Nutz-

wald in Erwägung zu ziehen.  
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6. Genehmigungsverfahren beschleunigen 

Die Dauer der Genehmigungsverfahren ist in den letzten Jahren stetig gestiegen. Dies liegt zum einen an den 

immer komplexer werdenden rechtlichen Genehmigungsfragen. Zum anderen liegen die Gründe aber auch 

auf praktischer Ebene des Verwaltungsvollzugs in den Genehmigungsbehörden. Die Verfahrensdauern 

müssen dringend verkürzt und wieder auf ein angemessenes Maß zurückgeführt werden.     

6.1 Genehmigungsbehörden mit ausreichend Personal und technischem Equipment 

ausstatten  

Länder und Gebietskörperschaften müssen Behörden mit ausreichend Personal ausstatten, um die komple-

xen BImSchG-Genehmigungsverfahren für Windenergieanlagen in angemessenem Zeitraum bearbeiten zu 

können. Sofern erforderlich, müssen die zuständigen Ministerien in Bund und Ländern Schulungen der Sach-

bearbeiter unterstützen und durchführen. Zudem sollten die Behörden mit angemessenem technischem 

Equipment ausgestattet werden, um die digitale Einreichung der Antragsunterlagen zu ermöglichen.  

6.2 Projektmanager nach § 2 Nr. 5 der 9. BImSchV stärken 

Die in § 2 Nr. 5 der 9. BImSchV vorgesehenen Projektmanager beraten die Genehmigungsbehörden inhaltlich 

und unterstützen technisch sowie organisatorisch in verschiedenen Verfahrensschritten z.B. bei der Vollstän-

digkeitsprüfung der Antragsunterlagen nach § 7 der 9. BImSchV, was der Beschleunigung des Verfahrens 

dient. Sie wirken selbst an der Entscheidung nicht mit. Diese sollten - insbesondere bei komplexen Verfahren 

- häufiger eingesetzt werde. Hierfür sollen durch die zuständigen politischen Entscheidungsträger Klarstel-

lungen sorgen, z.B. zu den Kompetenzen der Projektmanager, in der 9. BImSchV sowie weitere kleinere An-

passungen, z.B. dass der Projektmanager auf Antrag des Vorhabenträgers zwingend einzusetzen ist. 

6.3 BImSch-Behörde bei Überschreitung der für die Zwischenschritte der 9. BImSchV 

vorgesehenen Fristen sanktionieren  

Behörden fordern häufig immer weitere Gutachten beim Antragssteller und halten Verfahrensabschnitte und 

Fristen der 9. BImSchV nicht ein. Insbesondere die Vollständigkeitserklärung des Genehmigungsantrages wird 

häufig grundlos verzögert. Hier könnte eine Reduktion oder Aussetzen der Gebühren bei Verzögerung eine 

beschleunigende Maßnahme darstellen.  
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sorgen, dass die DFS die Bewertung und Abschaltung schnellstmöglich umsetzt. Außerdem müssen die Er-

gebnisse der Bewertung der einzelnen Cluster umgehend nach Fertigstellung veröffentlicht werden. Bis dahin 

dürfen keine Ersatz- oder Neubaumaßnahmen von konventionellen Navigationsanlagen an bisherigen Stand-

orten vorgenommen werden.  

7.2 Sachgerechte Lösungen beim Konflikt Windenergie und Bundeswehr erreichen 

7.2.1. Abstände zu Hubschraubertiefflugstrecken im Einzelfall prüfen  

Ein zunehmendes Problem stellen die verlangten Pauschalabstände von 1,5 km beidseitig zu Hubschrauber-

tiefflugstrecken dar. Statt pauschaler Abstände muss eine Einzelfallbetrachtung vorgenommen werden. 

7.2.2. Mindestführhöhe an Flugplätzen im Einzelfall prüfen 

Die vorgeschriebenen Höhenangaben der Mindestführhöhe MVA (Minimum Vectoring Altitude = niedrigste 

Flughöhe, die einem Luftfahrzeugführer vom Fluglotsen im Normalbetrieb zugewiesen werden darf) um 

einen Flugplatz sollten im Einzelfall geprüft werden. Bei Freiräumen im Luftraum über den jeweiligen MVA-

Sektoren sollten diese und somit gleichsam die Bauhöhenbegrenzung erhöht werden.  

7.3 AVV Kennzeichnung für Windenergieanlage mit Rotorblättern ab 65 m: Anhebung des 

max. Abstandes zwischen Feuer W rot und Blattspitze auf 100 m zügig anpassen  

Eine Änderung der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen (AVV) 

ist mit Blick auf eine Regelung zur Kennzeichnung von Windenergieanlagen mit langen Rotorblättern (über 

65 m) notwendig (I.e. Anhebung des maximalen Abstandes zwischen Feuer W, rot und Blattspitze auf 100 

m). Hier ist eine schnellstmögliche Anpassung des regulatorischen Rahmens an die technologischen Entwick-

lungen erforderlich. Besonderer Handlungsdruck entsteht auch dadurch, dass Ausnahmegenehmigungen 

nach Nr. 30 der AVV nach Auffassung der Luftverkehrsbehörden mehrerer Bundesländer nicht erteilt werden 

können, da nach Ansicht der Behörden der Ausnahmecharakter nicht ausreichend begründet sei. 

8. Widerspruchs- und Klageverfahren gegen Genehmigungsbescheide 

verkürzen   

Die Rechtsunsicherheit bei erteilten wie auch laufenden Genehmigungen ist in den letzten Jahren ständig 

gestiegen. Nach einer aktuellen Branchenumfrage von FA Wind und BWE23 sind aktuell 325 Windenergiean-

lagen mit mehr als 1.000 MW beklagt. Hier spielt unter anderem das erweiterte Klagerecht der Umweltver-

bände eine Rolle. Problematisch ist ferner der Wegfall der Präklusion nach dem UmwRG (seit 2017 keine 

Präklusion mehr von Einwendungen, die die Umweltvereinigung nicht bereits im Verwaltungsverfahren ge-

genüber der zuständigen Behörde vorgetragen hatte).  

 

                                                 
23 Hemmnisse beim Ausbau der Windenergie in Deutschland, Fachagentur Windenergie an Land, 2019 
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8.2 Sonderregelung für EE-Vorhaben einführen, wonach Widersprüche und Klagen gegen 

Vorhaben der erneuerbaren Energien keine aufschiebende Wirkung haben 

Grundsätzlich haben Widerspruch und Klage gegen eine Genehmigung aufschiebende Wirkung.25 Das bedeu-

tet, dass die Genehmigung nicht vollzogen werden kann, bis über den Rechtsbehelf rechtskräftig entschieden 

ist. 

 

Nach Herstellung der deutschen Einheit gab es zahlreiche Infrastruktur-Beschleunigungsgesetze, die auch für 

große Infrastrukturvorhaben wie Straßen und Flughäfen den Wegfall der aufschiebenden Wirkung von 

Rechtsbehelfen per Gesetz vorsahen, damit die (Bau-)Genehmigung trotz Rechtsbehelf eines Dritten umge-

hend genutzt werden konnte. Das ist auch für die Windenergie erforderlich. Auch für bundesimmissions-

schutzrechtliche Genehmigungen von EE-Anlagen sollte eine § 212a Absatz 1 BauGB entsprechende Regelung 

eingeführt werden (Entfallen der aufschiebenden Wirkung bei Rechtsbehelfen Dritter).  

 

Denn bisher ist auch ein im Ergebnis unbegründeter Rechtsbehelf eines Dritten (Widerspruch oder Klage) 

grundsätzlich geeignet, aufgrund der aufschiebenden Wirkung (Genehmigung kann nicht genutzt werden), 

enorme Verzögerungen beim Bau der Anlagen hervorzurufen.  

 

Dem kann zwar durch die Anordnung der sofortigen Vollziehung durch die Immissionsschutzbehörde entge-

gengewirkt werden. Hierbei muss jedoch durch die Genehmigungsbehörde bisher eine umfangreiche Be-

gründung der Anordnung erfolgen. Dies bereitet bei manchen Behörden erhebliche Probleme. Denn es birgt 

Rechtsunsicherheiten, erhöht den behördlichen Verfahrensaufwand und birgt wegen der unterschiedlichen 

Rechtsprechung hierzu zusätzliche Rechtsrisiken.  

8.3 Fristen einführen  

8.3.1 Frist des Antrags auf Anordnung / Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung 

unter aktueller Rechtslage einführen  

Problematisch ist unter der aktuellen Rechtslage, dass der Kläger oder Widerspruchsführer (Dritter) gegen 

die durch die Behörde angeordnete sofortige Vollziehbarkeit (mit Bau kann unabhängig vom Rechtsmittel 

begonnen werden) grundsätzlich unbefristet vorgehen kann. Es würde daher die gerichtlichen Verfahren be-

reits unter der aktuellen Rechtslage enorm beschleunigen, wenn der Dritte gegen die sofortige Vollziehbar-

keit nur innerhalb einer gewissen Frist vorgehen kann. Dann kann nämlich unabhängig vom Klageverfahren 

mit dem Bau begonnen werden, ohne dass ein späterer Baustopp riskiert wird.  

 

Ein etwaiger Antrag auf Anordnung / Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung eines Drittrechtsbe-

helfs26 gegen eine BImSchG-Genehmigung sollte daher zwingend binnen einer Frist von einem Monat zu stel-

len sein. Diese Frist sollte bei Anordnung der sofortigen Vollziehung bereits im BImSchG-Genehmigungsbe-

scheid mit Zustellung dieses Genehmigungsbescheides beginnen, also gleichlaufend zur Widerspruchs- bzw. 

                                                 
25 § 80 VwGO 
26 entweder weil die Behörde die sofortige Vollziehbarkeit angeordnet hat und daher keine aufschiebende Wirkung besteht oder weil der Vorschlag nach Punkt 8.2 um-
gesetzt ist 
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